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Lösung suchen.
Kurz und knapp zusammen-

gefasst: Ein solches Bundesge-
setz würde flexiblere Lösungen 
erlauben, wenn alle Beteiligten 
sich darüber einig sind. Ein im 

besten Sinne „moderner“ Weg, 
der auf die Kräfte der Zivilge-
sellschaft setzt. Sich dafür stark 
zu machen wäre mal wirklich 
eine Aufgabe für einen City-Ma-
nager. Herr Pruschwitz, über-
nehmen Sie!

bestimmte Anzahl von Tagen 
aufgehoben werden darf,
l auf die Möglichkeit, zwi-
schen Standorten auf der grü-
nen Wiese, in der Innenstadt 
oder in Stadtteilzentren zu un-
terscheiden und hierfür unter-
schiedliche Öffnungszeiten vor-
zusehen.

2.Der Clou: Diese Abwei-
chungen dürften nur dann 

ausgenutzt werden, wenn sie 
vor Ort auf einem Konsens be-
ruhen, der zwischen den städt-
ischen Interessengruppen aus-
gehandelt worden ist. Statt sich 
an der starren Frontstellung „Li-
beralisierung“ versus „Beibehal-
tung“ des Ladenschlusses festzu-
beißen, müssten die Akteure vor 
Ort nach einer für sie passenden 

Wenn es um die Öffnungszei-
ten der Läden bzw. deren Ver-
längerung geht, dann scheint es 
keinen Königsweg zu geben. Be-
fürworter und Gegner einer „Li-

beralisierung“ stehen sich un-
versöhnlich gegenüber. Die all-
jährlichen, schon fast rituell an-
mutenden Debatten im Bamber-
ger Stadtrat über die verkaufsof-
fenen Sonntage sind dafür ein 
Beleg von vielen.

Tatsächlich sind die Interes-
sen und Bedürfnisse, die in der 

Die Gewerkschaften warnen 
dagegen vor zusätzlichen Be-
lastungen für die Beschäftigen 
und befürchten einen verschärf-
ten Verdrängungswettbewerb. 
Die Skeptiker verweisen wohl 
mit einigem Recht darauf, dass 
von einer Liberalisierung vor-
nehmlich die Einkaufszentren 
auf der „grünen Wiese“ und ei-
nige Filialisten in den Innenstäd-
ten profitieren würden. Auf der 
Strecke bleiben dann die – we-
nigen – noch unabhängigen Ein-
zelhändler und die Läden in den 
Stadtteilzentren. Ob den Kun-
dinnen und Kunden, bekannt-
lich König im Einzelhandel, mit 

einer solchen Entwicklung letzt-
lich gedient wäre, bleibt zu be-
zweifeln. Aber eben diese Kund/
inn/en wünschen sich – wie man 
aus allen Umfragen weiß - eine 
solche Verlängerung ihrer zeitli-
chen Einkaufsmöglichkeiten. 

Der beschriebene Konflikt 
wird sich weder mit dem starren 

Festhalten an den herkömmli-
chen Regelungen noch mit einer 
einfachen „Freigabe“ der Laden-
öffnungszeiten lösen lassen. Ein 
Weg abseits ausgetretener Pfade 
und tradioneller Frontstellun-
gen könnte so aussehen:

1.Auf der Bundesebene sollte 
der Gesetzgeber – statt eine 

verbindliche Regelung vorzuge-
ben - lieber Abweichungen von 
den Vorschriften des Gesetzes 
erlauben. Denkbar wäre zudem, 
dass der Bundesgesetzgeber ei-
nige struktur- bzw. gesellschafts-
politische begründbare Vorga-
ben „einbaut“, die nicht zur Dis-
position stehen. Solche Vorga-
ben könnten sich beziehen
l auf die „Sonntagsruhe“, die 
generell nicht oder nur für eine 

Absicherung der 
Rentenbeiträge

Seit Jahresbeginn ist die fünf-
te Stufe der Ökosteuer in Kraft 
und bewirkt wie schon in den 

Jahren 1999 bis 2002 eine leich-
te Anhebung: um 3,07 Cent 
pro Liter bei der Mineralölsteu-
er auf Kraftstoffe und um 0,26 
Cent pro Kilowattstunde bei 
der Stromsteuer. Das gesamte 

Aufkommen der Ökosteuer be-
trägt im Jahr 2003 rund 17 Mil-
liarden Euro – um diesen Betrag 
werden die Rentenkassen ent-
lastet. Obwohl der Beitrag für 
die Rentenversicherung aktuell 

auf 19,5% gestiegen ist, würde 
er ohne die Ökosteuer noch we-
sentlich höher liegen, nämlich 
bei 21,2%. Ein Ersatz für die 
Reform der Alterssicherung ist 
die Ökosteuer freilich nicht. Die 

Die Ökosteuer wirkt
Arbeitslosenzahlen, Finanzquerelen und Gesundheitspolitik haben 
die Ökosteuer zwar aus den Schlagzeilen verdrängt, aber sie wirkt 
– im Verborgenen

Debatte um die Ladenöffnungs-
zeiten eine Rolle spielen, vielfäl-
tig und widersprüchlich. Man-
che – beileibe nicht alle – Einzel-
händler erhoffen sich vom „Auf-

brechen verkrusteter Struktu-
ren“ und neu gewonnener un-
ternehmerischer Freiheit bessere 
Geschäfte. Und die Innenstäd-
te könnte man auf diese Wei-
se auch wieder attraktiver ma-
chen, das sagt nicht nur Bam-
bergs City-Manager, sondern 
auch der Deutsche Städtetag.

Ladenöffnungszeiten: Kann es einen Königsweg geben?
Einkaufen gehen, wann ich will – das ist doch 
schön und in anderen Ländern gang und gäbe. 
Sagen die einen. Unser Feierabend steht auf 
dem Spiel, vielleicht sogar der „heilige“ Sonn-
tag, und einen Euro kann ich ja doch nur einmal 
ausgeben. Sagen die anderen. Doch vielleicht 
gibt es jenseits von Entweder-Oder-Stand-
punkten auch Vorschläge, die vor Ort Kompro-
misse tragen und für alle akzeptabel sind. Ein 
Lösungsvorschlag.
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Entwicklung der Beiträge zur Rentenversicherung

Mit Ökosteuer
Ohne Ökosteuer

Grafik: Landesverband Bündnis 90/Die Grünen, Alex Burger

Einführung der Riester-Rente 
war ein wichtiger Schritt. Wei-
tere müssen folgen.

Weniger 
Schadstoffe

Die Ökosteuer sorgt auch für 
einen niedrigeren Energiever-
brauch und für weniger Schad-
stoffe. 2000 und 2001 wurde 
zum ersten Mal in zwei aufein-
ander folgenden Jahren weniger 
Benzin und Diesel in Deutsch-
land verbraucht. Dadurch sinkt 
auch der Ausstoß von Kohlen-
dioxid, das für die Klimaverän-
derungen und deren Folgen wie 
Stürme und Flutkatastrophen 
verantwortlich ist.

Mehr Gerechtigkeit
Die Kosten der deutschen 

Einheit wurden und werden 
zu einem großen Teil über die 
Rentenversicherung finanziert, 
in die alle Arbeitnehmer, nicht 
aber Selbständige und Beam-
te einzahlen müssen. Durch die 
Ökosteuer werden alle an den 
höheren Kosten der Rentenkas-
se beteiligt, nicht nur die Arbeit-
nehmer. Das schafft mehr Ge-
rechtigkeit.
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